
Alle fünf Fraktionen des Land-
tags beschlossen am 26. Januar

einstimmig die Einsetzung eines Un-
tersuchungsausschusses. 

Dieser trägt folgenden langen Na-
men: Mögliches Fehlverhalten der
Thüringer Sicherheits- und Justizbe-
hörden, einschließlich der zuständigen
Ministerien unter Einschluss der politi-
schen Leitungen, sowie der mit den Si-
cherheitsbehörden zusammenarbeiten-
den Personen (die sogenannten
menschlichen Quellen) im Zusammen-
hang mit Aktivitäten rechtsextremer
Strukturen, insbesondere des „Natio-
nalsozialistischen Untergrunds“
(NSU) und des „Thüringer Heimat-
schutzes“ (THS) und seiner Mitglie-
der, sowie mögliche Fehler der Thürin-
ger Sicherheits- und Justizbehörden
bei der Aufklärung und Verfolgung der
dem NSU und ihm verbundener Netz-
werke zugerechneten Straftaten.

Als Vorsitzende des Untersuchungs-
ausschusses wurde die SPD-Abgeord-
nete  Dorothea Marx  gewählt, als stell-
vertretende Vorsitzende Martina Ren-
ner (DIE LINKE). Dem Ausschuss ge-
hören weitere sieben Abgeordnete an:
CDU: Jörg Kellner, Christian Gump-
recht, Beate Meißner; SPD: Peter
Metz; LINKE: Dieter Hausold; Grüne:
Dirk Adams; FDP: Thomas L. Kem-
merich

Aus dem Protokoll der Landtags-
debatte zur Einsetzung des Untersu-
chungsausschusses:

Martina Renner, DIE LINKE:
Ausgangspunkt dessen, warum wir

diesen Untersuchungsausschuss ein-
setzen, ist eine bis dato nicht gekannte

dener Generationen, Einzelpersonen
und Familien beteiligen. Dies auch vor
dem Hintergrund, dass „wir in den
vergangenen zehn Jahren Studenten
aus 85 Ländern in Erfurt hatten“. Da-
bei profitierten von den Patenschaften
beide Seiten. Dies wurde auch deutlich
am Statement von Hasnain Bokhari
aus Pakistan, der jetzt seine Promotion
in Erfurt beendet und vom Projekt als

Denn diese Naziterrororganisation
ist „Made in Thüringen“
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einer „großen Plattform“ sprach, so-
wie bei den Schilderungen des Paten
Bernhard Wintzer. Man lerne gegen-
seitig die Sprachen, zeige viel von Thü-
ringen, seiner Kultur und Natur. Und
wenn sie dann unterwegs seien und
seine chinesische Studentin sage „guk-
ke mal da“, „dann ist sie doch schon
ganz gut in Thüringen angekommen“,
so das heitere Fazit des Paten. 

der Behörden. In erster Linie sind wir
mit Blick auf die Opfer den Angehöri-
gen tatsächliche und umfassende trans-
parente Aufklärung schuldig. Aber ich
sage auch, diese unbedingte Transpa-
renz müssen wir auch deswegen her-

stellen, weil das Thema von ungeheu-
rer öffentlicher Bedeutung ist. Ich den-
ke, wir müssen den Fragen und den
Zweifeln, die in der Bevölkerung herr-
schen, Antworten geben, nicht nur Ant-
worten darauf, wie dies alles gesche-
hen konnte, sondern vor allem auch
Antworten auf die Frage, welche Kon-
sequenzen wir ziehen für die Zukunft.
Auch dafür ist der Untersuchungsaus-
schuss Ort. 

Denn wir brauchen nicht nur eine
andere Behandlung des Themas Neo-
nazismus durch die Sicherheitsbehör-
den, wir brauchen ein anderes gesell-
schaftliches Klima, wir brauchen eine
andere Ächtung von rassistischen Ein-
stellungen und Handlungen und wir
müssen tatsächliche Maßnahmen er-
greifen, wie wir Menschen gegen die
todbringende Ideologie des Neonazis-
mus immunisieren.

Wolfgang Fiedler, CDU:
Da ich selbst mit darum geworben

habe vor Weihnachten, dass wir die
Dinge weiter voranbringen, schnell
voranbringen und dass wir alle uns ein-
gesetzt haben, deswegen möchte ich
noch einige Anmerkungen machen. Er-
stens, Frau Renner, mir gefällt schon
mal nicht, wenn Sie anfangen „Made
in Thüringen“.

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE
LINKE: Mir auch nicht.)

Wissen Sie, wenn dort soundso viel
Chaoten, Verbrecher auf dem Weg
sind, ist das das eine. Aber das gleich
als „Made in Thüringen“ zu bringen,

(Abg. Rothe-Beinlich, DIE GRÜ-
NEN: Aber es nunmal Fakt, dass die
Drei aus Thüringen kommen.)

finde ich nicht in Ordnung. Ich
möchte nicht, dass unser gesamtes
Land hier in Haftung genommen wird,
was solche Verbrecher tun. Darauf lege
ich ausdrücklich Wert. 

Bodo Ramelow, DIE LINKE:
Lieber Wolfgang Fiedler, ich habe

mich zu Wort gemeldet wegen der Fra-
gestellung „Terror ‘Made in Thürin-
gen’“. Ich stimme Ihnen ausdrücklich
zu, das tut weh, einen solchen Satz zu
hören. Das ist aber auch bei der Bewer-
tung von Buchenwald. Wir können Bu-
chenwald nicht aus Thüringen hinaus-
nehmen und sagen, das hat es hier
nicht gegeben, Dora hat es hier nicht
gegeben. Doch, hat es hier gegeben,
Buchenwald hat es gegeben, Dora hat
es gegeben. 

Wir stehen gemeinsam in der Verant-
wortung, im Schatten von Buchen-
wald, auch diese Dinge zu bewerten
und einzuschätzen, über die wir hier
reden, denn die Täter sind nicht aus
dem Nichts gekommen. Sie sind be-
gleitet worden, es ist weggeschaut
worden, es ist geschwiegen worden, es
hat Fehleinschätzungen geben. Es gibt
amtliche Dinge, lieber Wolfgang Fied-
ler, über die wir im Verfahren der Auf-
klärung reden müssen.  

Mit der Fotoausstellung „Fremde
werden Freunde“ (Fotos von Harld
Mohr), einer „Initiative für Toleranz
und Gastfreundschaft in Erfurt“, wolle
der Thüringer Landtag „ein deutliches
Zeichen setzen gegen Fremdenfeind-
lichkeit und Hass“, hatte Dr. Birgit
Klaubert, Landtagsvizepräsidentin
(DIE LINKE), bei der Ausstellungser-
öffnung mit zahlreichen Gästen am 1.
Februar im Zwischengang des Hauses
betont. Thüringen sei ein gastfreundli-
ches Land und es gelte, Impulse für ei-
ne Willkommenskultur zu setzen. Thü-
ringen hat 4.000 ausländische Studie-
rende und viele wünschten sich eine
bessere Integration in die Gesellschaft,
in der sie studieren.

Birgit Klaubert dankte dem Erfurter
Kooperationsprojekt, das bald sein
zehnjähriges Jubiläum begeht, für sein
Wirken im Sinne der Völkerverständi-
gung und sie ermunterte Bürgerinnen
und Bürger sich zu beteiligen. Projekt-
leiterin Petra Enseleit verwies auf die
mehr als 200 Patenschaften pro Seme-
ster, an denen sich Erfurter verschie-

neonazistische Mord- und Verbre-
chensserie in der Bundesrepublik. Die-
se Verbrechen haben nicht nur Thürin-
gen erschüttert, sondern das ganze
Land und bei vielen auch den Glauben
in die Sicherheitsbehörden. Wir haben
hier in Thüringen eine ganz besondere
Verantwortung zu tragen, denn diese
Neonaziterrororganisation ist Made in
Thüringen. Hier ist ihr Ausgangsort,
hier ist ihre Entstehungsgeschichte,
hier hat sie ihre Wurzeln und hier lie-
gen auch die Anfänge des Versagens

„Die Neonaziszene zeigt sich
unbeeindruckt und festigt ihre
Strukturen. Wir müssen auch vor
der eigenen Haustür nach den
Rechten zu sehen“, sagte die
Sprecherin für Antifaschismus der
Linksfraktion, Katharina König,
mit Blick auf die Jenaer Stadtver-
waltung. Der Abgeordneten lie-
gen Informationen vor, nach de-
nen die Stadt Baumaßnahmen am
„Braunen Haus“ genehmigt hat,
das seit 2002 zu den wichtigsten
Immobilien der rechtsextremen
Szene in Ostdeutschland gehört.
2008 war die Nutzung aus bau-
rechtlichen Gründen untersagt
worden. Die Neonazis könnten
nun den Wiedereinzug in das Ob-
jekt, das u.a. von NPD und Kame-
radschaft „Freies Netz“ genutzt
wurde, vorbereiten.                     

„Braunes Haus“ bald wieder in Betrieb?

KURZ UND PRÄGNANT

Foto: Martina Renner beim Plaka-
tieren des Aufrufs „Dresden Nazifrei!“
am 18. Januar in Erfurt.

Ein Schülerwettbewerb „Klasse
gegen Rechtsextremismus“ sei
grundsätzlich und selbstverständ-
lich nicht zu kritisieren, aber es
müsse die Frage gestellt werden,
ob dies ausreiche, sagte MdL
Martina Renner zur Ankündigung
einer entsprechenden Aktion
durch den Innenminister. „Men-
schenfeindlichen Ideologien be-
gegnen zu können und junge Men-
schen vor demokratiefeindlichen
Einstellungen zu immunisieren,
muss permanenter Teil schuli-
schen Lernens sein und damit Be-
standteil des Lehrplans“, betonte
die Abgeordnete, sonst entstehe
der Eindruck, es handele sich um
Aktionismus, aber nicht um ein
konzeptionelles Vorgehen der
Landesregierung.                         

Permanente Demokratiebildung


